
 
 

Bekanntmachung 

nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

 

Die Bewital Holding GmbH & Co. KG mit Sitz in 46354 Südlohn, Industriestraße 10, hat mit 

Antrag vom 20.11.2025 die Änderung und den geänderten Betrieb einer Anlage zur 

fabrikmäßigen Herstellung von Tierfutter durch Erwärmen der Bestandteile tierischer 

Herkunft mit den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Südlohn, 

Industriestraße 10, Gemarkung Oeding, Flur 11, Flurstücke 627, 612, 455, 456, 508, 509, 622, 

624, 252, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Versetzung der Mahl- und Mischanlage innerhalb der 

Werkshalle auf dem Grundstück Gemarkung Oeding, Flur 11, Flurstück 508. 

Die Produktionskapazität der Anlage insgesamt bleibt auch nach der Änderung unverändert 

bei 436 t Tierfutter je Tag.  

 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer 

Genehmigung nach diesen Vorschriften. 

 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des 

Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

 

Die Änderungen erfolgen innerhalb der bestehenden Werkshalle. Es werden keine neuen 

Flächen in Anspruch genommen oder neu versiegelt. Mit dem beantragten Vorhaben sind 

keine Änderungen der Geruchs- oder Staubemissionen verbunden. Aufgrund der besseren 

Gebäudedämmung am neuen Standort ist von einer Reduzierung der Schallemissionen und 

-immissionen auszugehen. Der Wasserverbrauch oder Anfall von Abfällen bleibt unverändert.  

 

Der Standort ist aufgrund der industriellen und gewerblichen Nutzung vorbelastet bzw. der 

Schutzanspruch im Gewerbe-/Industriegebiet reduziert. Es liegen keine besonderen 

Schutzgebiete nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vor.  

 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten 

Vorhabens gegeben, so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als 

unselbständigem Teil des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

 

Kreis Borken, 04.05.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-04090 2025-bast 
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Stefan Holthausen 

 
 

 


